Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/2378 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 8. Dezember 1967 

1/3 — 22500 — 3081/67 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat zu dem Entwurf in seiner 316. Sitzung am 
10. November 1967 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen und beschlossen, die Eingangsworte wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Bundesbesoldungsgesetz ist vom Bundesrat seinerzeit für 
zustimmungsbedürftig gehalten worden. Seine Änderung bedarf 
daher nach der vom Bundesrat ständig vertretenen Auffassung 
ebenfalls seiner Zustimmung. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Änderungs- 
vorschlag des Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Dritten Gesetzes 
zur Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- i 
schlossen: 

§ 1 

Das Bundesbesoldungsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1963 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 916), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zur Neuordnung des Bundesdisziplinarrechts vom 
20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 725), wird wie 
folgt geändert: 

1. Vom 1. Januar 1968 an wird § 47 a wie folgt ge- 
ändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Unteroffiziere und Mannschaften (aus- 
genommen Offizieranwärter), die sich in der 
Zeit vom 1. Januar 1968 bis zum 30. Juni 1968 
verpflichten und deren Dienstzeit auf 4 oder 
8 Jahre festgesetzt wird, erhalten eine Ver- 
pflichtungsprämie." 

b) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Buchstaben f 
bis j gestrichen. 

c) Es werden folgende Absätze 4 und 5 ange- 
fügt: 

„(4) Die Verpflichtungsprämie ist zurück- 
zuzahlen, wenn das Dienstverhältnis vor Ab- 
lauf des für den Anspruch auf die Prämie maß- i 
gebenden Zeitraumes nach § 54 Abs. 2 Nr. 2 i 
oder 3 oder § 55 Abs. 1 oder 5 des Soldaten- 
gesetzes oder durch Entlassung wegen Dienst- 
unfähigkeit endet, die der Soldat absichtlich 
herbeigeführt hat. Hat der Soldat eine Dienst- 
zeit von mindestens vier Jahren zurückgelegt, 
ist ihm der Betrag zu belassen, den er bei 
einer Verpflichtung auf vier Jahre als Prämie 
hätte erhalten können. In dem sich aus Satz 1 
und 2 ergebenden Umfang erlischt der An- 
spruch auf die Verpflichtungsprämie, die noch 
nicht gezahlt ist. 

(5) Wird vor Zahlung der Verpflichtungs- 
prämie ein Verfahren eingeleitet, das voraus- 
sichtlich zur Beendigung des Dienstverhält- 
nisses aus einem der in Absatz 4 Satz 1 auf- 


geführten Gründe führen wird, so wird die 
Zahlung bis zum Abschluß dieses Verfahrens 
ausgesetzt." 

2. Vom 1. Juli 1968 an erhält § 47 a Absatz 1 bis 3 
folgende Fassung: 

„(1) Unteroffiziere und Mannschaften (ausge- 
nommen Offizieranwärter), die sich in der Zeit 
vom 1. Juli 1968 bis zum 30. Juni 1971 verpflich- 
ten und deren Dienstzeit auf 4 oder 8 Jahre fest- 
gesetzt wird, erhalten eine Verpflichtungsprämie. 

(2) Die Verpflichtungsprämie beträgt 

1. bei einer erstmaligen Verpflichtung 
oder Weiterverpflichtung bis zum Ende 
des ersten Dienstjahres auf 

4 Jahre 2 000 DM, 

8 Jahre 4 000 DM, 

2. bei einer Weiterverpflichtung von 

4 auf 8 Jahre 2 000 DM. 

Bei einem Wiedereintritt wird die Verpflichtung 
wie eine Weiterverpflichtung im Anschluß an die 
frühere Dienstzeit behandelt. 

(3) Bei einer Verpflichtung bis zum Ende des 
ersten Dienst] ahres entsteht der Anspruch auf 
die Verpflichtungsprämie frühestens zwölf Mo- 
nate nach Abgabe der Verpflichtungserklärung, 
jedoch nicht vor Ablauf des ersten Dienst] ahres. 
Bei einer Weiterverpflichtung darf die Verpflich- 
tungsprämie nicht früher als eine auf Grund der 
erstmaligen Verpflichtung zustehende Prämie ge- 
zahlt werden." 

§ 2 

Vom 1. Januar 1969 an gilt § 47 a Abs. 3 des Bun- 
desbesoldungsgesetzes in der Fassung des § 1 Nr. 2 
entsprechend für Ansprüche auf Grund von Ver- 
pflichtungserklärungen, die bis zum 30. Juni 1968 
abgegeben worden sind. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1968 in Kraft. 
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Begründung 


A, Allgemeines 

Der Deutsche Bundestag hat im Gesetz zur Ände- 
rung des Bundesbesoldungsgesetzes vom 31. August 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1005) die Einführung einer 
Verpflichtungsprämie für Unteroffiziere und Mann- 
schaften (ausgenommen Offizieranwärter) beschlos- 
sen, die sich bis zum 30. Juni 1968 zu einer Dienst- 
zeit von 4, 8, 12 oder 15 Jahren verpflichten. 

Bei der Aufstellung der m.ehr jährigen Finanzplanung 
ist diese Maßnahme auf ihre künftige Notwendigkeit 
geprüft worden. Dabei hat sich ergeben, daß die mit 
der Verpflichtungsprämie verfolgten Ziele bisher nur 
teilweise erreicht worden sind. Während es gelun- 
gen ist, die Zahl der Unteroffiziere auf Zeit mit mehr 
als 8 Verpflichtungsjahren erheblich zu steigern, 
konnte die Bundeswehr den Fehlbestand an Unter- 
offizieren und Mannschaften mit einer Dienstzeit bis 
zu 8 Jahren trotz ebenfalls beachtlichen Zuwachses 
bisher noch nicht in befriedigendem Umfang vermin- 
dern. Zur Zeit fehlen vielmehr immer noch rund ■ 
34 000 Unteroffiziere. 

Auf Grund dieser Entwicklung kann die Prämie für 
Verpflichtungen auf 12 und 15 Jahre schon mit 
Beginn des Jahres 1968 entfallen. Soweit die Prämie 
jedoch für Verpflichtungen bis zu 8 Jahren gewährt i 
wird, erscheint es unumgänglich, sie als Werbemaß- 
nahme beizubehalten und mit dem Ziel eines mög- | 
liehst weitgehenden Abbaues des Fehlbestandes für . 
weitere 3 Jahre zu verlängern. Die Verlängerung 
bietet auch die Möglichkeit, verhältnismäßig junge, 
in einem besonders leistungsfähigen Alter stehende 
Bewerber für einen längeren Dienst in der Bundes- 
wehr zu gewinnen. 

Der Gesetzentwurf sieht ferner vor, daß im Inter- 
esse rechtzeitiger Personalplanung und Ausbildung j 
und damit alsbaldiger Einsatzfähigkeit der Ver- i 
pflichteten in erster Linie Verpflichtungserklärungen i 
honoriert werden sollen, die bis zum Ende des | 
1. Dienstjahres abgegeben werden. Ein zusätzlicher j 
Anreiz zu frühzeitiger Verpflichtung soll dadurch ge- | 
schaffen werden, daß die Prämie schon ein Jahr nach 
Abgabe der Verpflichtungserklärung, frühestens mit 
dem Ende des 1. Dienstjahres ausgezahlt wird. An- 
dererseits erscheint es nach den Erfahrungen der 
Praxis geboten, dem Gesetz eine Bestimmung über 
die Rückzahlung der Verpflichtungsprämie sowie 
über das Erlöschen des Anspruchs auf die Prämie in 
solchen Fällen anzufügen, in denen der Soldat auf 
Zeit aus in seiner Person liegenden, besonders 
schwerwiegenden Gründen vorzeitig aus dem Dienst- 
verhältnis ausscheidet. 

Abschließend sei darauf hingewiesen, daß die be- 
sonderen Probleme der Berufsunteroffiziere durch 
den Gesetzentwurf nicht berührt werden. 


B. Im einzelnen 

1. Zu § 1 

Im Hinblick auf die seit dem Jahre 1965 eingetre- 
tene Veränderung der Personalbedürfnisse der Bun- 
deswehr soll in § 47 a des Bundesbesoldungsgeset- 
zes bereits vom 1. Januar 1968 an die Verpflichtungs- 
prämie für Verpflichtungen auf die Dauer von 12 
und 15 Jahren aufgegeben, im übrigen für bestimmte 
Falle eine Vorschrift über die Rückzahlung der Ver- 
pflichtungsprämie und das Erlöschen des Anspruchs 
hierauf eingeführt werden. Vom 1. Juli 1968 bis zum 
30. Juni 1971 sollen neue Vorschriften für die Ver- 
pflichtungsprämie gelten. Dieser zeitlichen Abstu- 
fung entspricht die Gliederung der Vorschrift. 

Zu Nummer 1 

Die Beschränkung des § 47 a auf Verpflichtungs- 
zeiten von 4 und 8 Jahren erfordert die Neufassung 
des Absatzes 1 und die Streichung der sich auf Ver- 
pflichtungen für mehr als 8 Jahre beziehenden Buch- 
staben f bis j in dem bisherigen Absatz 2 Nr. 2. 

Mit dem neuen § 47 a Abs. 4 Satz 1 soll verhindert 
werden, daß einem Soldaten auf Zeit die Verpflich- 
tungsprämie erhalten bleibt, wenn das Dienstver- 
hältnis aus besonders gewichtigen, in seiner Person 
liegenden und überwiegend unehrenhaften Gründen 
vor Ablauf der Verpflichtungszeit beendet worden 
ist. Es ist daher sachgerecht, daß der Soldat auf Zeit 
künftig zur Rückzahlung der Prämie verpflichtet 
sein oder den Anspruch auf die Prämie verlieren 
soll, wenn er insbesondere in folgenden Fällen vor- 
zeitig ausscheidet: 

a) durch Verlust der Rechtsstellung des Soldaten 
auf Zeit bei Verurteilung durch ein deutsches 
Gericht im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
zu Zuchthaus oder wegen einer hochverräteri- 
schen staatsgefährdenden oder vorsätzlichen lan- 
desverräterischen Handlung zu Gefängnis oder 
wegen vorsätzlich begangener Straftat zu Ge- 
fängnis von einem Jahr oder mehr, zum Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte oder der Fähigkeit 
zum Bekleiden öffentlicher Ämter oder zu Maß- 
nahmen der Sicherung und Besserung nach §§ 
42 c bis 42 e des Strafgesetzbuches (§ 54 Abs. 2 
Nr. 2 i. V. m. §§ 38, 48 des Soldatengesetzes), 

b) durch Entfernung aus dem Dienstverhältnis eines 
Soldaten auf Zeit im Disziplinarwege (§ 54 Abs. 2 
Nr. 3 des Soldatengesetzes), 

c) durch Verlust der Eigenschaft als Deutscher im 
Sinne des Art. 116 des Grundgesetzes oder Ver- 
legung des Wohnsitzes oder dauernden Aufent- 
halts außerhalb des Geltungsbereichs des Solda- 
tengesetzes ohne Zustimmung des Bundesmini- 
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sters der Verteidigung (§ 55 Abs. 1 i. V. m. § 46 
Abs. 1 des Soldatengesetzes), 

d) durch Entlassung, weil er wegen einer Zuchthaus- 
strafe oder einer Gefängnisstrafe wegen einer der 
zu a genannten staatsgefährdenden oder landes- 
verräterischen Handlungen zum Soldaten auf 
Zeit nicht hätte ernannt werden dürfen oder 
seine Ernennung durch Zwang, arglistige Täu- 
schung oder Bestechung herbeigeführt hat oder 
wegen eines vor seiner Ernennung begangenen 
Verbrechens oder Vergehens bestraft war, das 
ihn der Ernennung unwürdig erscheinen läßt 
(§ 55 Abs. 1 i. V. m. § 46 Abs. 2 Nr. 1 bis 3 des 
Soldatengesetzes) , 

e) durch Entlassung wegen Eidesverweigerung (§ 55 
Abs. 1 i. V. m. § 46 Abs. 2 Nr. 4 des Soldaten- 
gesetzes), oder 

f) durch fristlose Entlassung während der ersten 
vier Dienstjahre wegen Pflichtverletzung, wenn 
sein Verbleiben die militärische Ordnung oder 
das Ansehen der Bundeswehr ernstlich gefährden 
würde (§ 55 Abs. 5 des Soldatengesetzes), 

g) durch Entlassung wegen Dienstunfähigkeit, die 
er selbst absichtlich herbeigeführt hat. 

Dem Soldaten mit mindestens 4jähriger Dienstzeit 
soll jedoch die Verpflichtungsprämie in Höhe des 
Betrages verbleiben, den er hätte erhalten können, 
wenn er sich anstatt auf eine längere Dienstzeit 
nur auf vier Jahre verpflichtet hätte. 

Nach § 47 a Abs. 5 soll die Zahlung der Verpflich- 
tungsprämie ausgesetzt werden, wenn ein Verfahren 
läuft, das voraussichtlich die Beendigung des Dienst- 
verhältnisses aus einem der in Absatz 4, also im we- 
sentlichen der oben genannten Gründe zur Folge 
haben wird. Es wäre in diesen Fällen unzweck- 
mäßig, die Verpflichtungsprämie trotz Einleitung des 
Verfahrens zu zahlen und später nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses wieder zurückzufordern. 

Zu Nummer 2 

Nach § 47 a Abs. 2 soll eine Verpflichtungsprämie 
bei erstmaliger Verpflichtung oder Weiterverpflich- 


tung auf 4 Jahre nur gewährt werden, wenn der Sol- 
dat die Verpflichtungserklärung bis zum Ende des 
ersten Dienstjahres abgibt; bei der Verpflichtung 
zu einem späteren Zeitpunkt erwächst nur dann 
ein Anspruch auf die Prämie, wenn es sich um eine 
Weiterverpflichtung von 4 auf 8 Jahre handelt. 

Absatz 3 enthält eine gegenüber dem derzeitigen 
Rechtszustand verbesserte Regelung des Zeitpunk- 
tes, in dem der Anspruch auf die Verpflichtungsprä- 
mie entsteht. Während dies zur Zeit frühestens der 
Beginn des dritten Dienstjahres ist, soll der Soldat 
bei einer Verpflichtungserklärung bis zum Ende des 
ersten Dienstjahres künftig die Prämie zwölf Mo- 
nate nach Abgabe der Erklärung, frühestens nach 
Ablauf des ersten Dienstjahres beanspruchen kön- 
nen. Bei einer Weiterverpflichtung von 4 auf 8 Jahre 
nach Ende des ersten Dienstjahres erlangt er den 
Anspruch auf die Prämie schon mit der Festsetzung 
der Dienstzeit; zur Vermeidung von Mißbräuchen 
soll die Prämie jedoch nach Satz 3 nicht früher als 
die auf Grund einer etwa vorangegangenen erst- 
maligen Verpflichtung zustehende Prämie gezahlt 
werden. 

2. Zu § 2 

Im Interesse gleicher Behandlung soll die für die 
Entstehung des Anspruchs auf die Verpflichtungs- 
prämie in § 47 a Abs. 3 vorgesehene Verbesserung 
auch denjenigen Verpflichteten zugutekommen, die 
ihre Erklärung in der Zeit bis zum 30. Juni 1968 ab- 
gegeben haben oder abgeben. 

Aus haushaltsmäßigen Gründen soll die Regelung 
für diesen Personenkreis jedoch erst vom 1. Januar 
1969 an wirksam werden. 


3. Zu § 3 

Die Vorschrift über das Inkrafttreten des Gesetzes 
ist mit der mehrjährigen Finanzplanung abgestimmt. 
Um die Regelung über die Verpflichtungsprämie als- 
bald auf das in Zukunft noch erforderliche Maß zu- 
rückführen zu können, ist als Tag des Inkrafttretens 
der 1. Januar 1968 vorgesehen. 


4 



Deut scher ^ndestag — 5. Wahlperiode 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschluß des Bundesrates 


Das Bundesbesoldungsgesetz ist nach Auffassung 
der Bundesregierung kein zustimmungsbedürfti^es 
Gesetz und wurde dementsprechend mit der für 
einfache Gesetze üblichen Eingangsformel verkün- 
det. 

Auch der Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesbesoldungsgesetzes enthält keine 
Vorschriften, die seine Zustimmungsbedürftigkeit 
begründen würden. 

Die Eingangsformel bedarf daher keiner Änderung. 
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